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Herrn Oberbürgermeister 
Jörg Volleth 
Rathaus 
91052 Erlangen 
 
 

         13.10.2026 

Betreff: Rückkehr zur gemeinsamen Bescheidung von Betreuungsgebühren und 
Mittagsverpflegung (BuT) für Kita- und Hortkinder 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  

Antrag: 

Die Verwaltung wird beauftragt: 

1. zu der bis Februar 2025 bewährten Erlanger Verwaltungspraxis („Best Practice“) 
zurückzukehren, bei der die Übernahme des Elternbeitrags (Jugendamt) und die 
Kostenübernahme für die Mittagsverpflegung im Rahmen von Bildung und Teilhabe (BuT 
/ Sozialamt) in einem gebündelten Verwaltungsverfahren durch das Jugendamt 
abgewickelt werden: 

–  ein einziger Antrag durch die Eltern, 
–  ein kombinierter Bescheid für beide Leistungsarten, 
–  eine gebündelte Abrechnung direkt gegenüber den Einrichtungsträgern; 

2. klarzustellen, dass sich diese verwaltungsseitige Zusammenführung ausschließlich auf die 
Mittagsverpflegung in Kitas und Horten beschränkt. Alle weiteren Leistungen aus dem 
Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) verbleiben weiterhin in der originären Zuständigkeit des 
Sozialamts (Amt 50), um beim Jugendamt keinen zusätzlichen Mehraufwand zu erzeugen; 

Begründung: 

Bis Februar 2025 galt das Erlanger Verfahren zur Bewilligung von Beitrags- und 
Essensgeldübernahmen als echtes Vorzeigemodell moderner, bürgernaher Verwaltung. 
Eltern mussten lediglich einen Antrag einreichen, erhielten einen einzigen 
zusammenfassenden Bescheid und die Auszahlung an die Träger erfolgte effizient aus einer 
Hand. 
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mit Referat: V / 50 
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Die jüngste Aufspaltung des Verfahrens hat diese Synergien zerschlagen: Betroffene Familien 
sehen sich nun mit doppelter Antragstellung und separaten Bescheiden konfrontiert. Aufseiten 
der Verwaltung entstehen Doppelprüfungen, doppelter Schriftverkehr und parallele 
Abstimmungsschleifen mit den freien Trägern. 

Gerade in Zeiten knapper personeller und finanzieller Ressourcen können wir uns solche neu 
geschaffenen Doppelstrukturen nicht leisten. Die Rückkehr zur bewährten Bündelung spart 
Arbeitszeit im Sozialamt, ohne das Jugendamt über Gebühr zu belasten, und stellt sicher, 
dass Familien schnell und unkompliziert unterstützt werden. 
 

Vielen Dank. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Matthias Thurek      Susanne Härtl  

Fraktionsvorsitzender      Stadträtin 


